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Vorwort 

Nach seiner verfassungsrechtlichen  Konsolidierung beginnt sich der 
Privatrundfunk  in der Realität der Medienlandschaft zu etablieren. Die 
neuen Strukturen lassen die Stellung der für die Bildung der öffentlichen 
Meinung maßgeblichen gesellschaftlichen Kräfte nicht unberührt. Auch 
die Präsenz der Kirchen im Rundfunk ist unter bestimmten Aspekten in 
die Diskussion geraten. So stellen sich neue Fragen insbesondere gegen-
über Existenz und Gestalt ihres bisher unbestrittenen Rechts zu eigen-
verantwortlichen Sendungen (Drittsendungen). Sind sie prinzipiell Aus-
druck eines überholten Privilegs oder sachangemessene Ausprägung des 
besonderen verfassungsrechtlichen  Status der Kirchen? Haben sie spe-
ziell im dualen System mit einem vom Marktprinzip geprägten Privat-
rundfunk überhaupt noch eine Daseinsberechtigung? Wie vielfach sonst, 
zeigt sich jedenfalls auch hier wiederum, daß konkrete Einzelfragen im 
Beziehungsgeflecht von Kirche, Staat und Öffentlichkeit  nicht ohne 
Rückbesinnung auf deren grundsätzliches Verhältnis beantwortet wer-
den können. 

Die vorliegende Untersuchung ist aus einem Rechtsgutachten hervor-
gegangen, das für den Verband der Diözesen Deutschlands erstellt wurde. 
Für wertvolle Unterstützung bei der Vorbereitung danke ich vor allem 
meiner Mitarbeiterin, Frau Assessorin Silke Vollmer, sehr herzlich. 

Konstanz, den 30.9.1987 
Dieter Lorenz 
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Α. Fragestellung und Bestandsaufnahme 

I. Die kirchliche Präsenz im Rundfunk 

Kirchliches Wirken ist wesensgemäß öffentlich.  Dies gilt nicht nur in 
bezug auf die Religionsausübung im engeren Sinne kultischer Handlun-
gen und eines Bekenntnisses in Wort und Tat sowie das Verhältnis der 
Kirchen zu ihren Mitgliedern.1 Es trifft  auch für das allgemeine staatlich-
gesellschaftliche Beziehungsfeld zu, in dem die Kirchen einerseits infolge 
ihrer soziologischen Bedeutung die Stellung maßgeblicher intermediärer 
Verbände einnehmen und auf das sie andererseits kraft  ihres spezifi-
schen, in ihrem Selbstverständnis wurzelnden, verfassungsrechtlich  an-
erkannten Öffentlichkeitsauftrags 2 unmittelbar einwirken. Von den Me-
dien, die öffentlichem,  kirchlichem Reden und Handeln zur Verfügung 
stehen,3 nehmen Presse und Rundfunk einen zentralen Platz ein, sind sie 
doch in der modernen Massengesellschaft für die Bildung öffentlicher 
Meinung beherrschend und demzufolge für die Erreichung öffentlicher 
Wirksamkeit unverzichtbar. Demgemäß haben die Kirchen insbesondere 
dem Rundfunk (Hörfunk und Fernsehen) als Mittel öffentlicher  Kommu-
nikation, abgesehen von der Sorge um Defizite und Gefahren, die aus 
einem Mißbrauch für den einzelnen entstehen können,4 besondere Auf-
merksamkeit geschenkt.5 

1 Schiaich,  in: HdBStKirchR II, S. 242 f. 
2 Vgl. dazu unten Β II 3. 
3 Vgl. Schiaich,  in: HdBStKirchR II, S. 243. 
4 Vgl. Medienpolitische Grundpositionen der Deutschen Bischofskonferenz, 

S. 10 f.; Glässgen,  Katholische Kirche und Rundfunk, S. 24 ff. 
5 Vgl. Herzog,  in: HdBStKirchR II, S. 418 f. ; Glässgen, a. a. O., S. 46 ff.,  153 ff.  und 

passim; Bühler,  Die Kirchen und die Massenmedien, passim. 
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1. Der Zugang der Kirchen zum Rundfunk 

a) Allgemeine  Lage 

Dieses kirchliche Interesse ist in den gesetzlichen und staatsvertragli-
chen Regelungen über den — öffentlich-rechtlichen  — Rundfunk aner-
kannt worden und hat zu einer Einbeziehung der religiösen Dimension in 
das Rundfunkwesen auf mehreren Ebenen und in verschiedenen Formen 
geführt:6 

Als „relevante gesellschaftliche Gruppen"7 entsenden die Kirchen Ver-
treter in die Rundfunkgremien, durch deren pluralistische Struktur die 
erforderliche  Vielfalt des Programmangebots sichergestellt werden soll. 
Dabei können jene Stellen als Organe des jeweiligen Veranstalters 
(Rundfunkrat,  Fernsehrat) vorgesehen8 oder, wie nach den neueren Me-
diengesetzen vor allem9 für den Bereich der Veranstaltung privaten 
Rundfunks, als selbständige externe Aufsichtsorgane10 eingerichtet sein. 
Für den vorliegenden Zusammenhang spielt der Unterschied jedoch 
keine Rolle. Auf der Ebene der Programmgestaltung  verpflichten die 
Programmgrundsätze positiv  zur Berücksichtigung auch weltanschauli-
cher und damit kirchlicher Auffassungen  und Standpunkte als Teil des 
gesellschaftlichen Meinungsspektrums,11 während sie andererseits — 
negativ  — eine Verletzung des religiösen Gefühls verbieten.12 Schließlich 
ist vorgesehen, daß den Kirchen auf Wunsch (angemessene) Sendezeiten, 
zum Teil ausdrücklich bezogen auf den Zweck der Erfüllung ihres religiö-
sen Auftrags (Übertragung gottesdienstlicher Handlungen; sonstige reli-
giöse Sendungen),13 eingeräumt werden.14 

6 Vgl. dazu im einzelnen Stock,  ZevKR 20 (1975), S. 262; Holzamer,  in: Essener 
Gespräche 13 (1978), S.55ff. ; Link/Pahlke,  AöR 108 (1983), S.250ff. ; dies.,  Kir-
chen und privater Rundfunk, S. 16 ff.;  Herzog,  in: HdBStKirchR II, S. 431 f. 

7 Vgl. BVerfGE 57, 295 (330); OVG Lüneburg, JZ 1979, S.24 (27); Forster,  in: 
Essener Gespräche 13 (1978), S. 13; siehe aber auch noch unten Β II. 3. 

8 Vgl. ζ. B. § 14 Abs. 1 lit. d, e ZDF-StV. 
9 Vgl. aber auch Art. 12 Abs. 2 Nr. 4 bayMEG. 
1 0 Vgl. z. B. §§ 65 Abs. 1 bwLMG; 55 Abs. 2 hambMEG; 26 Abs. 1 rhpfLRG. 
1 1 Vgl. Art. 4 Abs. 2 Nr. 1 bayRFG; § 4 Abs. 1 WDR-G. 
1 2 Vgl. Art. 4 Abs. 2 Nr. 11 bayRFG; § 2 Abs. 3 Satz 2 RB-G; § 3 Nr. 3 Satz 1 

hessRFG. 
1 3 So z. B. § 27 Abs. 3 BuRFG; § 6 Abs. 3 ZDF-StV. 
1 4 Vgl. Art. 4 Abs. 2 Nr. 3 Satz 1 bayRFG. Allg. Darstellung der Rechtslage bei 

Holzamer,  in: Essener Gespräche 13 (1978), S. 57 f. 
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b) Insbesondere  kirchliche  Drittsendungen 

Gerade diese letztere Sendungsform kann besondere Aufmerksamkeit 
beanspruchen. Sie ist äußerlich dadurch gekennzeichnet, daß sie prinzi-
piell nicht in der Verantwortung des Rundfunkveranstalters,  im öffent-
lich-rechtlichen Rundfunk also letztlich des Intendanten, sondern desje-
nigen liegt, „dem die Sendezeit zugebilligt worden ist".15 Strukturell 
stellen sich diese „eigenverantwortlichen Sendungen Dritter", kurz Dritt-
sendungen, 16 als Ausnahme dar. Denn sie lassen einzelne Meinungsträ-
ger im Rundfunkprogramm unmittelbar zu Wort kommen, das die Vielfalt 
der gesellschaftlichen Meinungen und Strömungen im übrigen lediglich 
in medialer Gestaltung zum Ausdruck bringt. Ist dies für den (öffentlich-
rechtlichen) Integrationsrundfunk  ohne weiteres einsichtig,17 so gilt 
nichts anderes für den Privatfunk außenpluralistischer Prägung.18 Denn in 
jedem Fall wird die umfassende Programmverantwortung des einzelnen 
Rundfunkveranstalters  durchbrochen, gleichviel, ob dieser in einem 
Konkurrenzverhältnis zu anderen steht. Lediglich in einem als solchen 
voll ausgebauten Koordinationsrundfunk 19 würde die DriMsendung die-
ses ihres spezifischen Charakters verlustig gehen. Dieses Modell braucht 
deshalb nach der Zielsetzung dieser Untersuchung nicht näher in Erwä-
gung gezogen zu werden. 

Auf der anderen Seite haben gerade die Kirchen ein spezifisches Inter-
esse daran, daß ihr Wort unmittelbar und unverfälscht verbreitet wird, 
also nicht bloß mittelbar, sei es als Bericht über dessen Äußerung oder 
eingebettet in eine journalistisch aufbereitete Sendung, in die Öffentlich-
keit gelangt.20 Eben dieses Interesse wird durch eigenverantwortlich ge-
staltete Sendungen anerkannt und befriedigt.  Folgerichtig sind Drittsen-
dungsrechte oder -möglichkeiten auch in anderen Bereichen dann 
vorgesehen, wenn es auf die Äußerung des Emittenden selbst ankommt, 
sein Wort einer journalistischen Gestaltung nicht zugänglich ist. Dies gilt 
außer für die kirchliche Verkündigung (im weiteren Sinn) für Verlautba-

1 5 Vgl. § 8 ZDF-StV und dazu Holzamer,  a. a. O., S. 58; Lerche,  Landesbericht, 
S. 66; Link  /  Pahlke,  AöR 108 (1983), S. 258. 

16 Lerche,  Landesbericht, S. 64; vgl. auch BVerwG, DÖV 1987, S. 205; BayVGH, 
NVwZ 1987, S. 435 (436). 

17 Glässgen,  Katholische Kirche und Rundfunk, S. 44; Wunsche!,  Rundfunk und 
Fernsehen, S. 92, 111. 

1 8 Ebenso Dehnen, DVB1 1986, S. 18. 
1 9 Vgl. dazu Stock,  Koordinationsrundfunk  im Modellversuch, S. 167 ff. 
20 Forster,  in: Essener Gespräche 13 (1978), S. 23 ff. 




